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  Es scheint, dass es sich bei der Energiewende eher um ein Produkt politischer Opportunität han-
delt als um ein rationales Instrument der Klima- oder Energiepolitik Foto: Mauritius

Deutschland ist nicht nur das bevölkerungs-
reichste und wirtschaftlich potenteste Land 
der EU, es ist auch das Land, das in vielen 
politisch wichtigen Bereichen eine Sonder-
rolle im Konzert der europäischen Mächte 
spielt. Besonders deutlich wird dies momen-
tan in der europäischen Staatsschulden/
Banken/Finanzkrise, in der Deutschland 
als „starkes“ nordeuropäisches Land immer 
mehr in die Verantwortung für die Stabili-
sierung der europäischen Währung und der 
Haushalte wichtiger EU-Staaten gedrängt 
wird. Aber nicht nur auf diesem Feld geht 
Deutschland einen Weg, auf dem es kaum 
Unterstützung von anderen EU-Ländern er-
hält. Auch im Hinblick auf die Energiemärk-
te der Zukunft hat sich die Bundesregierung 
entschlossen, Reformen einzuleiten, die in 
Europa ihresgleichen suchen. 

Was sind die Ziele der 
Energiewende?

Die öffentliche und die politische Diskussi-
on um die Energiewende leiden darunter, 
dass nicht klar ist, welche Ziele mit dieser 
Wende eigentlich prioritär verfolgt werden. 
Vordergründig geht es darum, den Ausstoß 
von CO2 zu reduzieren, Energie einzusparen 
und den Anteil der erneuerbaren Energi-
en zu steigern. Aber in welcher Beziehung 
stehen diese verschiedenen Ziele zueinan-
der? Ist es, isoliert betrachtet, bspw. ein er-
strebenswertes Ziel, Energie einzusparen? 
Natürlich nicht, denn wenn wir weniger 
Energie einsetzen, verursacht dies zunächst 
einmal Kosten. Wir müssen dabei in Tech-
nologie investieren, um Energie mit einem 
höheren Wirkungsgrad zu nutzen oder un-
seren Konsum einschränken. Beides tun wir 
nur, wenn es sich lohnt, d. h. wenn die Vor-
teile aus der Energieeinsparung größer sind 

als die Kosten, die sie verursacht. Man kann 
es auch so ausdrücken: Ein sinnvolles Ziel 
ist es, Energie kosteneffizient einzusetzen, 
d.  h. die Zwecke, die wir mit dem Einsatz 
von Energie verfolgen, mit den geringstmög-
lichen Kosten zu realisieren.

Sind wir bereits in einem kosteneffizienten 
Zustand, macht die weitere Einsparung von 
Energie keinen Sinn, denn die Kosten wären 
höher als der Vorteil, der daraus erwächst. 
Energieeinsparung „an sich“ oder „um ihrer 
selbst willen“ ist deshalb kein vernünftiges 
Ziel. Wenn das so ist, dann muss offensicht-
lich ein Zusammenhang zwischen den Zielen 
„Energieeinsparung“ und „CO2-Reduktion“ 
bestehen, damit die Nutzung größtmöglicher 
Energieeffizienz einen Sinn ergibt. 

Das aber bedeutet, dass Energieeinsparung 
als ein Mittel gesehen werden muss, das 

eingesetzt werden kann, um das eigentli-
che Ziel der CO2-Reduktion zu erreichen. 
Tatsächlich betrachtet die Politik Energie-
einsparung aber als ein Ziel an sich – wie 
sich deutlich an der gerade verabschiedeten 
Energieeffizienzrichtlinie der EU ablesen 
lässt. Eine Abwägung von Kosten und Erträ-
gen findet nicht statt. Es wird gespart – kos-
te es, was es wolle!

Immerhin, bei der Energieeffizienzrichtlinie 
sind auch die anderen EU-Länder dabei. Bei 
der Energiewende, wie sie Deutschland voll-
ziehen will, sind wir allein. Die Reduktion 
der Treibhausgasemissionen um 80  % bis 
95 % ohne Kernenergie und ohne CCS, allein 
durch den Umstieg auf erneuerbare Energi-
en, traut sich sonst niemand zu. Warum will 
Deutschland diesen Weg gehen? Eine inten-
sive Diskussion um diese Frage findet bis 
jetzt nicht statt, und es drängt sich mitunter 
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der Verdacht auf, dass es der Politik ganz ge-
legen kommt, dass die eigentlichen Ziele der 
Energiewende eher vage formuliert sind. 

Zweifel an diesem Projekt lassen sich so 
leicht mit dem Hinweis kontern, dass die 
Ziele, die man mit der Energiepolitik ver-
folgt, jedes Opfer rechtfertigen. Würden die-
se einer allzu genauen Untersuchung unter-
zogen, besteht dagegen die Gefahr, dass sich 
herausstellt, die Energiewende könnte eher 
das Produkt politischer Opportunität sein, 
als das Ergebnis eines rationalen Kalküls. 
Vor diesem Hintergrund lohnt es sich, die 
Ziele, die in der politischen Diskussion kur-
sieren, etwas genauer zu betrachten.

Unstrittig dürfte sein, dass mit der Energie-
wende ein klimapolitischer Beitrag geleistet 
werden soll. Ein wichtiges Ziel ist folglich 
die Reduktion von Treibhausgasemissionen. 
Wenn dem so ist, warum braucht man dann 
überhaupt noch weitere Ziele, um die Not-
wendigkeit der Energiewende zu belegen? 
Zudem stellt sich die Frage, ob die Ener-
giewende, so wie sie betrieben wird, gute 
Klimapolitik ist. Wie noch gezeigt wird, 
sind diesbezüglich erhebliche Zweifel ange-
bracht. Das erklärt, warum weitere Begrün-
dungen für die Energiewende notwendig 
sind. Klimapolitik allein reicht nicht aus.

Sehr gern wird in der Diskussion um die 
Energiewende darauf hingewiesen, dass mit 
dem Übergang zu einer dezentralen Energie-
versorgung auf der Grundlage erneuerbarer 
Energien so etwas wie energiewirtschaft-
liche Autarkie erreicht wird und dies dazu 
beiträgt, ein hohes Maß an Versorgungs-
sicherheit herzustellen. Es mutet schon ein 
bisschen merkwürdig an, dass ausgerechnet 
das Land mit dem weltweit höchsten Außen-
handelsüberschuss Autarkie als erstrebens-
wertes wirtschaftspolitisches Ziel ausgibt. 
Die Vorteile der internationalen Arbeitstei-
lung und des internationalen Handels soll-
ten gerade den Deutschen geläufig sein.

Hinter dem Wunsch, bei der Energieversor-
gung autark zu werden, steht vermutlich die 
diffuse Vorstellung, dass es jemanden geben 
könnte, der uns gewissermaßen den Hahn 
zudreht. Die Erfahrungen aus zwei Ölkrisen 
werden dabei eine Rolle spielen. Allerdings 
leben wir heute in einer anderen Welt als zu 
Zeiten eines funktionierenden OPEC-Kar-

tells. Der Markt für fossile Brennstoffe ist 
hoch diversifiziert, es gibt eine große Zahl 
von Anbietern der verschiedenen Brennstof-
fe und die Gefahr einer Kartellbildung, bei 
der Energie als Waffe einsetzt wird, kann als 
sehr gering eingeschätzt werden.

Zwar ist Deutschland von Energieimporten 
abhängig, aber die Exporteure sind ihrer-
seits darauf angewiesen, ihre Energievor-
kommen am Weltmarkt abzusetzen, wollen 
sie ihre eigene wirtschaftliche Entwicklung 
vorantreiben. Hinzu kommt, dass das Maß 
an Autarkie, das sich durch erneuerbare 
Energien herstellen lässt, vermutlich deut-
lich überschätzt wird. Für die Regelenergie, 
die man beim Einsatz von Wind- und Solar-
energie benötigt, kommt in erster Linie Gas 
in Frage und das bedeutet, dass selbst bei 
einer hohen Eigenversorgung die Abhängig-
keit bspw. von russischen Gaslieferungen 
eher zunehmen wird.

Versorgungssicherheit  
bedeutet auch Netzstabilität

Dazu kommt, dass die Versorgungssicher-
heit zwei Seiten hat. Einerseits ist damit die 
sichere Versorgung mit den notwendigen 
Primärenergieträgern gemeint – das ist die 
Seite, die in der gegenwärtigen Diskussion 
angesprochen wird – andererseits fällt un-
ter „Versorgungssicherheit“ aber auch die 
Netzstabilität, d.  h. die sichere Verfügbar-
keit von elektrischer Energie rund um die 
Uhr, an 365 Tagen im Jahr. 

Es dürfte keinen Zweifel daran geben, dass 
ein dezentrales Energiesystem, in dem mit 
hoher Varianz einspeisende erneuerbare 
Energien das Sagen haben, deutlich schwie-
riger zu stabilisieren ist, als ein zentrales 
System, in dem die fossilen Brennstoffe die 
Netzstabilität sichern. Das bedeutet, dass es 
im Hinblick auf die Netzstabilität darum ge-
hen wird, das hohe Sicherheitsniveau wie-
der zu erreichen, dass Deutschland vor der 
Energiewende hatte (und das ein wichtiger 
Standortvorteil war). 

Dazu sind erhebliche Investitionen notwen-
dig, d. h. es wird sehr teuer werden, etwas 
wiederzuerlangen, was das „alte“ Energie-
system bereits sicherstellte. Insgesamt dürf-
te der Verweis auf eine höhere Autarkie und 
die Versorgungssicherheit nicht geeignet 

sein, eine auch nur halbwegs überzeugende 
Begründung für die gewaltigen Anstrengun-
gen zu liefern, die mit der Energiewende auf 
Deutschland zukommen.

Der Einsatz der erneuerbaren Ressourcen 
wird oft mit dem Hinweis gerechtfertigt, 
dass die fossilen Brennstoffe endlich seien 
und man schon deshalb eine Alternative 
brauche. Dass die Kohlenstoffvorräte der 
Erde begrenzt sind, wird niemand bestrei-
ten, allerdings gibt es durchaus divergieren-
de Angaben zur Reichweite der Vorräte. 

Einigkeit besteht aber darin, dass durch die 
massiven Fortschritte in der Explorations-
technologie die Verfügbarkeit fossiler Res-
sourcen massiv gestiegen ist und es keinen 
Anlass gibt, in den nächsten 150 Jahren mit 
einem ernsten Engpass zu rechnen. Inso-
fern dürfte es ohnehin ratsam sein, über Al-
ternativen in frühestens einem Jahrhundert 
nachzudenken, weil man dann die Techno-
logien einsetzen kann, die im Verlauf des 
nächsten Jahrhunderts entwickelt werden.

Aber der Verweis auf die Endlichkeit der 
Ressourcen ist aus einem viel profaneren 
Grund nicht geeignet, ein eigenständiges 
Ziel für die Energiewende zu liefern. Die 
Klimaforschung sagt uns, dass wir das Ziel, 
die Erwärmung der Erdatmosphäre auf zwei 
Grad Celsius zu beschränken, nur errei-
chen können, wenn wir nur noch einen sehr 
kleinen Anteil der vorhandenen Kohlen-
stoffressourcen nutzen. Wenn man also ein 
klimapolitisches Ziel verfolgt, dann ist das 
Ressourcenziel als Zusatz dazu redundant. 
Haben wir beim Klimaschutz Erfolg, ist die 
Endlichkeit der Ressourcen nichts, worum 
wir uns Sorgen machen müssten. Deshalb 
sollte man allein über die bestmögliche Kli-
mapolitik nachdenken – Ressourcenscho-
nung ist in ihr mit enthalten.

Wenn es um Begründungen für den Einsatz 
erneuerbarer Energien geht, wird immer 
wieder auf die Arbeitsplätze verwiesen, die 
durch die EEG-Förderung entstanden sei-
en. Ökonomisch sinnvoll ist dieser Verweis 
nicht, denn für die Beschäftigungseffekte 
des EEG sind natürlich nicht die Bruttozahl-
en – die Anzahl der Arbeitsplätze in der 
erneuerbaren Energien Branche – sondern 
die Nettozahlen ausschlaggebend. Zu de-
nen gelangt man, wenn man alle Verdrän-
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gungseffekte und Verzerrungen auf dem 
Arbeitsmarkt mit berücksichtigt. Investitio-
nen in Solar- oder Windenergie verdrängen 
Investitionen in anderen Bereichen und die 
Ausgaben für teuer produzierte erneuerbare 
Energie reduzieren die Nachfrage nach an-
deren Gütern.

Es spricht vieles dafür, dass die Nettoeffekte 
negativ sind, denn zusätzlich zu den unmit-
telbaren Verdrängungseffekten kommt, dass 
auch die hohen Energiekosten, die durch das 
EEG erzeugt werden (sowohl für Teile der 
Industrie als auch für die Privathaushalte), 
negative Arbeitsplatzeffekte haben. Dazu 
kommt, dass die Produktion und die War-
tung von EE-Anlagen den Einsatz hochspe-
zialisierter Fachkräfte verlangt – also genau 
der Arbeitskräfte, für die schon seit gerau-
mer Zeit gilt, dass es für sie nicht zu weni-
ge, sondern zu viele Arbeitsplätze gibt. Man 
muss also gar nicht erst auf die gegenwärtige 
Krise der Solaranlagenhersteller verweisen, 
um das Arbeitsplatzargument zu entkräften. 
Auch wenn die deutschen Anlagenbauer 
wettbewerbsfähig wären, würde aus der För-
derung der erneuerbaren Energien immer 
noch keine gute Arbeitsmarktpolitik.

Im Ergebnis bleibt als einziger überzeugen-
der Grund für eine Energiewende die Ab-
sicht, einen Beitrag zur Klimapolitik leisten 
zu wollen. Damit ist man also bei der Gret-
chenfrage angelangt: Ist eine im Alleingang 
durchgeführte Energiewende gute Klima-
politik? Diese Frage hat zwei Aspekte, die 
sorgfältig zu unterscheiden sind. Einerseits 
sollte man fragen, ob es sinnvoll ist, dass 
ein einzelnes Land (oder eine kleine Grup-
pe von Ländern) ein „klimapolitisches Solo“ 
spielt. Andererseits ist zu prüfen, ob die Art 
und Weise, in der das Solo gespielt wird, ge-
eignet ist, ein gutes Beispiel zu geben, d. h. 
ob die Maßnahmen, die das einzelne Land 
ergreift, als rationale Klimapolitik bezeich-
net werden können.

Die Energiewende 
als Klimapolitik

Der Alleingang eines einzelnen Landes kann 
selbstverständlich für sich genommen kei-
nen wirklich spürbaren Beitrag zur Lösung 
oder auch nur zur Entschärfung des Klima-
problems leisten. Der Anteil, den Deutsch-
land an den weltweiten Treibhausgasemis-

sionen hat, liegt unter 2 %, der der gesamten 
EU um 10  %. Damit die Begrenzung der 
Erderwärmung auf zwei Grad Celsius ge-
lingt, bedarf es einer großen Koalition von 
Ländern, in der nicht nur die Industrielän-
der, sondern auch die Schwellenländer und 
große Entwicklungsländer gemeinsam Kli-
maschutz praktizieren. 

Ein Alleingang ist deshalb nicht daraufhin 
zu prüfen, ob durch ihn die CO2-Konzentrati-
on spürbar gesenkt werden kann (was nicht 
möglich ist), sondern darauf, ob er geeignet 
ist, das Zustandekommen einer solchen Ko-
alition zu befördern oder nicht. Das wiede-
rum kann entweder dadurch erreicht wer-
den, dass allein die Tatsache, dass ein Land 
eine Vorleistung erbringt, die Bereitschaft 
anderer Länder erhöht, in den Klimaschutz 
zu investieren und andererseits dadurch, 
dass die klimapolitischen Maßnahmen des 
„Solisten“ anderen Ländern zeigen, wie man 
gute Klimapolitik betreibt.

Die ökonomische Theorie hat sich mit der 
Wirkung eines Alleingangs auf andere 
Länder sehr ausführlich beschäftigt. Im 
Mittelpunkt stehen dabei spieltheoretische 
Modelle, mit denen die strategischen Im-
plikationen eines solchen Alleingangs ana-
lysiert werden können. Ergänzt wird diese 
theoretische Analyse durch experimentelle 
Arbeiten, in denen internationale Klima-
schutzverhandlungen unter Laborbedingun-
gen durchgeführt werden [1].

Wahrscheinlichkeit  
eines internationalen  
Klimaschutzabkommens

Beim Klimaschutz geht es um die Bereitstel-
lung eines globalen öffentlichen Gutes. Die 
an dieser Bereitstellungsaufgabe beteiligten 
Länder befinden sich in einem klassischen 
sozialen Dilemma. Alle würden besser ge-
stellt, wenn jedes Land einen Beitrag zum 
Klimaschutz erbringt und das Klima da-
durch stabilisiert werden kann. Gleichzeitig 
aber ist es für jedes einzelne Land vorteil-
haft, selbst keinen Beitrag zu leisten und 
sich auf die Freifahrerposition zurückzuzie-
hen. Im nicht-kooperativen Gleichgewicht 
kommt es deshalb nicht zur Kooperation 
der Staaten, sondern zu einer gravierenden 
Unterversorgung mit dem Kollektivgut Kli-
maschutz.

Aus diesem Dilemma können nur internatio-
nale Abkommen führen, in denen sich die be-
teiligten Länder freiwillig dazu verpflichten, 
Klimaschutzleistungen zu erbringen. Solche 
Abkommen müssen „self enforcing“ sein, 
d. h. es muss im Interesse der Signatarstaa-
ten liegen, sich an das Abkommen zu halten, 
denn sie können von keiner Zentralregierung 
dazu gezwungen werden. Das „Arbeitspferd“ 
der spieltheoretischen Literatur, die sich mit 
dem Zustandekommen solcher Abkommen 
befasst, ist ein sog. „Membership-Modell“, 
in dem das Zustandekommen eines Abkom-
mens als ein zweistufiges Spiel modelliert 
wird. Das zentrale Resultat dieser Modelle 
besteht darin, dass nur mit sehr kleinen Koa-
litionen gerechnet werden kann [2].

Der entscheidende Punkt dabei ist, dass Koa-
litionen die Eigenschaft besitzen, dass sie die 
Freifahrerposition umso attraktiver machen, 
je größer sie werden. Das ist deshalb der Fall, 
weil die Vermeidungsanstrengungen, die in 
der Koalition unternommen werden, für die 
Nicht-Signatarstaaten ebenfalls von Vorteil 
sind. Je mehr Mitglieder die Koalition hat, 
umso stärker wird dieser Effekt und umso 
lohnender wird die Freifahrerposition. 

Jedes weitere Koalitionsmitglied verstärkt 
deshalb das Freifahrerproblem. Hinzu 
kommt, dass Länder, die sich außerhalb 
der Koalition befinden, unter Umständen 
Anreize haben, ihre Emissionen zu verstär-
ken, bzw. ihre Vermeidungsanstrengungen 
zurückzufahren. Solche Rebound-Effekte 
machen die bescheidenen Erfolge, die die 
kleinen Koalitionen feiern können, zum Teil 
wieder zunichte.

Die Membership-Modelle haben gezeigt, dass 
nicht ohne Weiteres mit dem Zustandekom-
men eines erfolgreichen Klimaabkommens 
zu rechnen ist. Daraus leitet sich die Frage 
ab, ob es Möglichkeiten gibt, zu besseren Er-
gebnissen zu gelangen. In der Literatur sind 
verschiedene Alternativen diskutiert wor-
den, zu größeren Koalitionen und damit zu 
Effizienzgewinnen zu kommen. Eine nahe-
liegende Idee besteht darin, Seitenzahlungen 
einzusetzen. Die Signatarstaaten bezahlen 
die Nicht-Signatarstaaten in diesem Fall da-
für, dass sie der Koalition beitreten. 

Ungelöst ist dabei allerdings die Frage, wie 
die Seitenzahlung zustandekommen soll. 
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Für die Signatarstaaten ist der Effizienzge-
winn, der durch eine solche Seitenzahlung 
erreicht wird, ein öffentliches Gut, denn alle 
Signatarstaaten profitieren von der Vergrö-
ßerung der Koalition. Damit stehen wir bei 
der Organisation der Seitenzahlung vor dem 
gleichen Dilemma wie bei der Bereitstellung 
von Klimaschutz. Das reduziert die Erfolgs-
aussichten dieser Strategie erheblich.

Neben Seitenzahlungen werden in der Lite-
ratur noch weitere unterstützende Maßnah-
men diskutiert, die prinzipiell geeignet sein 
könnten, die Wahrscheinlichkeit für das 
Zustandekommen eines Klimaabkommens 
zu steigern. Bspw. lassen sich verschiedene 
Abkommen im Rahmen eines „Issue Linka-
ge“ miteinander verbinden, oder es kann 
mit Handelssanktionen gedroht werden, um 
Länder in die Koalition zu treiben. 

Es ist hier nicht der Raum, um diese Instru-
mente ausführlich zu diskutieren [3], aber 
im Ergebnis muss konstatiert werden, dass 
auch dann, wenn man Seitenzahlungen, Is-
sue Linkage und Handelsrestriktionen als 
flankierende Maßnahmen mit ins Auge fasst, 
die Aussichten auf ein wirksames internati-
onales Klimaabkommen eher pessimistisch 
einzuschätzen sind. Bleibt die Frage, ob ein 
einzelnes Land oder eine Gruppe von Län-
dern (wie bspw. die EU) den Verhandlungs-
prozess dadurch befördern kann, dass ein-
seitige Vorleistungen erbracht werden.

Ein Alleingang hat 
Auswirkungen

Die Frage, ob durch das gute Beispiel eines 
Landes oder einer Gruppe von Ländern bes-
sere Resultate internationaler Klimaverhand-
lungen zu erwarten sind, ist Gegenstand ei-
nes Modells [4], in dem der Fall untersucht 
wird, dass ein Land deshalb hohe Umwelt-
schutzanstrengungen unternimmt, weil es 
daraus einen Zusatznutzen gewinnt, der über 
den reinen Emissionsvermeidungseffekt hin-
ausgeht. Solange die anderen Länder darauf 
rational reagieren und keinerlei Verhandlun-
gen stattfinden, hat eine solche einseitige 
Vorleistung zur Folge, dass die andern Län-
der ihre Emissionen steigern werden. Den-
noch kann es zu einem positiven Nettoeffekt 
kommen. Dies ist dann der Fall, wenn das 
vorleistende Land über die geringsten Grenz-
vermeidungskosten aller Länder verfügt.

Entscheidend ist allerdings die Wirkung, 
die einseitige Vermeidung auf potenzielle 
Verhandlungen hat. Wichtig ist dabei, dass 
die nicht-kooperative Lösung, die sich ohne 
Verhandlungen einstellt, für die Bedingun-
gen, unter denen Verhandlungen ablaufen, 
erhebliche Bedeutung hat. Sie determiniert 
den Drohpunkt dieser Verhandlungen, denn 
es ist klar, dass die nicht-kooperative Lö-
sung realisiert wird, wenn die Verhandlun-
gen scheitern.

Das Modell von Hoel zeigt, dass einseitige 
Vorleistungen eines Landes den Drohpunkt 
in einer für dieses Land unvorteilhaften 
Weise verändern. Das führt zu einer Las-
tenverteilung, bei der das vorleistende Land 
höhere Vermeidungsanstrengungen über-
nimmt, als es ohne Vorleistung zu erbringen 
hätte. Unter sehr realistischen Bedingungen 
hat die Vorleistung zur Folge, dass nach den 
Verhandlungen weniger Schadstoffe vermie-
den werden als vermieden worden wären, 
wenn keine Vorleistung erfolgt wäre.

Die verhaltensökonomische Analyse von Kli-
maschutzverhandlungen kommt zwar punk-
tuell zu Resultaten, die von den spieltheo-
retischen Prognosen abweichen, bestätigt 
aber in der Tendenz die zentralen Resultate 
der Theorie [5]. Der wissenschaftliche Bei-
rat des Bundesfinanzministeriums kommt 
angesichts dieser Ergebnisse zu einem sehr 
eindeutigen Urteil über den Versuch, durch 
einen Alleingang die weltweite Klimapolitik 
voranzubringen: „Eine Selbstverpflichtung 
ist in einer Situation nicht-kooperativer 
Umweltpolitik zum Schaden der eigenen Be-
völkerung, weil sie hohe Kosten der Umwelt-
politik auf sich zieht, ohne dass garantiert 
ist, dass sich die Belastung des Weltklimas 
wesentlich vermindert“ (S. 14).

Geben wir ein Beispiel 
für gute Klimapolitik?

Deutschland verfolgt seit mehr als zehn Jah-
ren klimapolitische Ziele und setzt dabei vor 
allem auf die Förderung der erneuerbaren 
Energien. Die Zielvorgaben der Energie-
wende sind zwar relativ neu, aber bisher ist 
nicht absehbar, dass der Ordnungsrahmen, 
der bei der Realisierung dieser Ziele ver-
wendet werden soll, signifikant verändert 
werden wird. Um zu beurteilen, ob mit der 
Energiewende ein Beispiel guter Klimapo-

litik gegeben wird, muss deshalb der alte 
Ordnungsrahmen – der vor allem durch das 
EEG vorgegeben wird – daraufhin unter-
sucht werden, ob er eine rationale Antwort 
auf die Herausforderung des Klimaprob-
lems ist.

Rational ist Klimapolitik dann, wenn die für 
die Reduktion der CO2-Emissionen einge-
setzten Ressourcen kosteneffizient verwen-
det werden, d.  h. die Emissionsersparnis 
pro Ressourceneinheit maximiert wird und 
außerdem Anreize entstehen, in die Ent-
wicklung neuer, kosteneffizienter Vermei-
dungstechnologien zu investieren. Die Kli-
mapolitik, die Deutschland bisher betrieben 
hat, leistet beides nicht: Sie verschwendet 
Ressourcen und zerstört Anreize für For-
schung und Entwicklung. Die Begründun-
gen für diese Behauptungen können hier 
nur skizziert werden [6]:

 Die ökologische Wirkung der Förde-
rung der erneuerbaren Energien ist prak-
tisch gleich Null, weil bei der Ausgestaltung 
des Instrumentariums die Wechselwirkung 
mit dem europäischen Emissionshandel 
nicht beachtet wurde. Eine durch erneuer-
bare Energien erreichte Minderung des CO2-
Ausstoßes reduziert nicht die Menge der 
in Europa zirkulierenden Emissionsrechte. 
Die nicht wahrgenommenen Rechte werden 
nicht eingespart, sondern über den Emissi-
onshandel verlagert.

 Das Problem kann nur scheinbar da-
durch gelöst werden, dass man den Euro-
päischen Cap, der die Gesamtmenge der 
Emissionsrechte festlegt und dadurch die 
Emissionsmenge steuert, ex post reduziert. 
Der Emissionshandel führt nur dann zu ei-
ner kostenminimalen Realisation des Cap, 
wenn die Entscheidungen über die Vermei-
dung (wer, wo, wie) den dezentralen Ak-
teuren überlassen werden. Allein auf diese 
Weise entstehen die notwendigen Anreize 
für eine kostenminimale Vermeidung und 
nur so kann die dezentral vorliegende Infor-
mation über die wahren Vermeidungskosten 
nutzbar gemacht werden. Die Festlegung 
des Cap, nachdem eine bestimmte Technolo-
gie administrativ festgelegt wurde, zerstört 
diesen Mechanismus.

 Die ökologische Wirkung des EEG ist 
vernachlässigbar, aber die ökonomischen 
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Effekte sind massiv. Dadurch, dass mit dem 
EEG bestimmten Technologien Vorrang ein-
geräumt wird, ohne dass dabei Rücksicht 
auf die CO2-Vermeidungskosten genommen 
wird, werden die im Rahmen des Europäi-
schen Emissionshandels zu erbringenden 
CO2-Vermeidungen zu dramatisch höheren 
Kosten realisiert, als dies ohne EEG möglich 
wäre. Böhringer und Rosendahl [7] benut-
zen ein rechenbares Gleichgewichtsmodell, 
um diesen Kosteneffekt abzuschätzen und 
zeigen, dass bereits ein Anteil von 9 % erneu-
erbarer Energien zu einer Verdoppelung der 
Kosten für die Einhaltung des Caps führt. 
Die Ursache für diese massive Ressourcen-
verschwendung ist die Tatsache, dass die 
Grenzvermeidungskosten der erneuerbaren 
Energien um ein Vielfaches über den Grenz-
kosten der CO2-Vermeidung liegen, die im 
konventionellen Energiesektor anfallen. 
Bspw. kostet 1 t CO2-Vermeidung beim Ein-
satz von Photovoltaik mindestens 500 €. Die 
Preise für CO2-Emissionsrechte, die einen 
Anhaltspunkt für die Grenzvermeidungs-
kosten im konventionellen Bereich liefern, 
liegen zwischen 7 und 10 €. Zwar sind die 
Kosten bei der Windkraft niedriger, aber 
immer noch um den Faktor 10 höher als im 
konventionellen Bereich [8].

 Die Förderung der erneuerbaren Ener-
gien hat zwar keinerlei Auswirkung auf die 
CO2-Menge, die eingespart wird, aber massi-
ve Wirkungen auf die Preise für CO2-Emis-
sionsrechte. Da die Produzenten gezwungen 
werden, Strom mit einer teuren Technik zu 
erzeugen, die keine CO2-Emissionen ver-
ursacht, reduziert sich die Nachfrage nach 
Emissionsrechten und deshalb sinkt deren 
Preis. Das hat zur Folge, dass die Anreizwir-
kung zerstört wird, die von der Erwartung 
steigender CO2-Preise ausgeht. Die Emit-
tenten werden die (rationale) Erwartung 
bilden, dass es billig bleibt, CO2 zu emittie-
ren, weil die Politik sich darauf festlegt, den 
Ausbau der erneuerbaren Energien weiter 
zu fördern. Warum also in Forschung & Ent-
wicklung investieren?

Fazit: Opportunität statt 
rationale Politik 

Die Energiewende wird vermutlich nicht viel 
daran ändern, wie wir Klimapolitik betrei-
ben, aber sie wird die Kosten und die Res-
sourcenverschwendung, die mit dieser Kli-

mapolitik verbunden ist, potenzieren. Allein 
die Kosten für die komplette Neugestaltung 
des Stromnetzes, die der Übergang zu einer 
dezentralen Energieversorgung erzwingt, 
werden dazu führen, dass die deutsche Kli-
mapolitik zu einem extrem kostspieligen 
Unterfangen wird. Die vorangegangene 
Analyse zeigt, dass, im Gegensatz zu den 
Kosten, die Erträge, die dieses Unterfangen 
einfährt, sehr bescheiden ausfallen werden.

Es steht zudem nicht zu erwarten, dass 
durch die Energiewende die zwingend not-
wendige internationale Kooperation voran-
gebracht wird. Im Gegenteil, die Bedingun-
gen dafür werden insofern verschlechtert, 
als dass die Energiewende keine Mittel für 
Seitenzahlungen übriglassen wird, mit de-
nen es möglich sein könnte, den europäi-
schen Emissionshandel auszudehnen. Eine 
aktuelle Arbeit des Autors [9] zeigt, dass ein 
Bottom up-Ansatz, mit dem eine solche Er-
weiterung praktiziert werden könnte, eine 
vielversprechende Alternative zu den jähr-
lich scheiternden internationalen Klimaver-
handlungen wäre, die versuchen, eine Top 
down-Lösung mithilfe eines globalen Klima-
abkommens zu erreichen.

Insgesamt fällt das Urteil über die Ener-
giewende damit negativ aus. Es sieht sehr 
danach aus, dass es sich bei ihr tatsächlich 
eher um ein Produkt politischer Opportuni-
tät handelt als um ein rationales Instrument 
internationaler Klimapolitik oder um ratio-
nale nationale Energiepolitik.
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